
mäßem Verhalten des Betriebes bei Abschluß des Ar­
beitsvertrages erhalten hätte, so daß ihm kein materiel­
ler Nachteil im Sinne des § 116 GBA entstanden ist.

OG, Urt. vom 23. Juni 1967 — Za 10/66.

Die Verklagte ist bei der Klägerin als Stenotypistin 
beschäftigt. Ihre vorherige Tätigkeit hat sie aufgegeben, 
weil ihr bei Verhandlungen über den Abschluß eines 
Arbeitsvertrags von Mitarbeitern der Klägerin zugesagt 

\ worden war, daß die Dauer ihrer dortigen Beschäfti­
gung bei der Gewährung der zusätzlichen Belohnung 
für ihre neue Tätigkeit angerechnet werde. Das ist 
jedoch nicht geschehen. Der schriftlich abgeschlossene 
Arbeitsvertrag enthält hierüber keine Festlegungen. 
Auf die Eingaben der Verklagten wurde ihr von der 
Klägerin mitgeteilt, eine Anrechnung ihrer früheren 
Tätigkeit sei gesetzlich nicht zulässig, da die zusätzliche 
Belohnung eine Bergmannstreueprämie sei und nur auf 
Grund einer ununterbrochenen Beschäftigung in einem 
Bergbaubetrieb gezahlt werden dürfe.
Die Verklagte wandte sich an die Konfliktkommission, 
die mit Beschluß die Klägerin antragsgemäß zur An­
rechnung der früheren Beschäftigungsdauer der Ver­
klagten bei Gewährung der zusätzlichen Belohnung so­
wie zum Schadenersatz verpflichtete, ohne jedoch des­
sen Höhe anzugeben.
Die Klägerin hat gegen den Beschluß der Konfliktkom­
mission vor dem Kreisgericht Klage (Einspruch) 
erhoben und beantragt, unter Aufhebung des Konflikt­
kommissionsbeschlusses die Verklagte mit ihrer For­
derung abzuweisen.
Das Kreisgericht hat, wenn auch mit anderer rechtlicher 
Begründung, dem Antrag der Verklagten entsprochen. 
Hiergegen richtet sich der Kassationsantrag des Gene­
ralstaatsanwalts der DDR, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Das Kreisgericht ist bei seiner Entscheidung zutreffend 
davon ausgegangen, daß der frühere Beschäftigungs­
betrieb keine Einrichtung der Klägerin ist. Die Ver­
klagte hat folglich den Betrieb gewechselt, als sie ihr 
früheres Arbeitsrechtsverhältnis beendete und ein 
Arbeitsrechtsverhältnis mit der Klägerin begründete. 
Sie hat damit erstmalig eine Tätigkeit in einem Berg­
baubetrieb aufgenommen, in dem auf Grund der für 
die Klägerin geltenden normativen Bestimmungen eine 
zusätzliche Belohnung im Sinne der VO zur Verbes­
serung der Lage der Bergarbeiter, des ingenieurtech­
nischen und kaufmännischen Personals' sowie der 
Produktionsverhältnisse im Bergbau der DDR vom
10. August 1950 (GBl. S. 832) gezahlt wird. Unter diesen 
Voraussetzungen ist eine anwartschaftssteigernde An­
rechnung ihrer früheren Beschäftigungsdauer auf ihre 
Tätigkeit bei der Klägerin als Grundlage für die Be­
messung der ihr zustehenden zusätzlichen Belohnung 
nicht zulässig, wie bereits das Kreisgericht zutreffend 
festgestellt hat. Nach dem aus § 23 Abs. 1 GBA zu ent­
nehmenden Grundsatz war daher die Zusage bzw. Ver­
einbarung einer solchen anwartschaftssteigemden An­
rechnung der früheren Tätigkeit der Verklagten un­
wirksam, und an ihre Stelle traten insoweit die für 
den Bereich der Klägerin geltenden normativen Be­
stimmungen (vgl. Urteil des Obersten Gerichts vom 
17. November 1961 - Za 7/61 - OGA Bd. 3, S. 181; Ar­
beitsrecht 1962, Heft 5, S. 151, sowie Ziff. 9 Buchst, a des 
Beschlusses des Plenums des Obersten Gerichts zur 
Tätigkeit der Gerichte bei der Entscheidung von Streit­
fällen über Änderungs- und Aufhebungsverträge vom 
28. September 1966 - I PI. B 3/66 - NJ 1966 S. 651; Ar­
beit und Arbeitsrecht 1966, Heft 19, S. 440). Damit ist 
zwischen den Parteien ein den sachlich zutreffenden 
normativen Bestimmungen entsprechendes Arbeits­
rechtsverhältnis zustande gekommen. Die sich hieraus 
ergebenden Rechte werden der Verklagten von der 
Klägerin nicht bestritten.

Im Widerspruch zu seiner der Sach- und Rechtslage 
entsprechenden Auffassung, es könne die ungesetzliche 
Vereinbarung der Parteien über die anwartschafts­
steigernde Anrechnung der früheren Tätigkeit der 
Verklagten nicht sanktionieren, hat das Kreisgericht 
der Verklagten die Differenz zwischen der ihr recht­
lich zustehenden zusätzlichen Belohnung von 1,5 % 
und der von ihr geforderten zusätzlichen Belohnung 
von 7 % für die Jahre 1966 und 1967 dem Grunde 
nach als Schadenersatz zugesprochen. Diese Entschei­
dung verletzt das Gesetz durch unrichtige Anwendung 
des § 116 GBA. Das Kreisgericht hat hiermit die 
ungesetzliche, nicht im Arbeitsrechtsverhältnis der 
Parteien begründete Forderung der Verklagten ledig­
lich auf andere Weise durchgesetzt, indem es diese 
in. die Rechtsform eines Schadenersatzanspruchs klei­
dete. Es hat offensichtlich verkannt, daß es hierdurch 
die unmittelbare und verbindliche Wirkung der nor­
mativen Bestimmungen über das Arbeitseinkommen 
im Prinzip beseitigte. Dabei hat es sich von der 
Vorstellung leiten lassen, die von der Verklagten ge­
forderte, aber von der Klägerin nicht gewährte un­
gesetzliche Leistung sei ein Schaden im Sinne des § 116 
GBA. Das ist jedoch nicht der Fall. Die Klägerin hat 
zwar durch die Zusage bzw. Vereinbarung einer un­
gesetzlichen, überhöhten zusätzlichen Belohnung ihre 
Verpflichtung aus § 23 Abs. 1 GBA zum Abschluß eines 
den normativen Bestimmungen entsprechenden Ar­
beitsvertrags gegenüber der Verklagten verletzt. Aber 
dadurch, daß sie die normativen Bestimmungen über 
die Gewährung der zusätzlichen Belohnung nach der 
Arbeitsaufnahme der Verklagten einhielt, ist dieser 
keine finanzielle Leistung des Betriebes entgangen, 
die sie bei einem pflichtgemäßen Verhalten der Klä­
gerin beim Vertragsabschluß erhalten hätte. Der Ver­
klagten ist folglich hierdurch kein materieller Nachteil 
im Sinne des § 116 GBA entstanden. Ihre Forderung, 
ihr als Schadenersatz die Differenz zwischen einer zu­
sätzlichen Belohnung von 1,5 °/o und 7 % zu zahlen, ist 
daher unbegründet.

§ 1 Abs. 2 VO über die Pflichten und Rechte der Mit­
arbeiter der staatlichen Verwaltungsorgane — Diszi­
plinarordnung — vom 10. März 1955 (GBl. I S. 217).
1. Die Gerichte sind für die Entscheidung darüber zu­
ständig, ob ein Werktätiger der Verordnung über die 
Pflichten und Rechte der Mitarbeiter der staatlichen 
Verwaltungsorgane — Disziplinarordnung — unterliegt 
oder nicht.
2. Der Disziplinarordnung der Mitarbeiter der staat­
lichen Verwaltungsorgane unterliegen nur die in § 1 
Abs. 2 ausdrücklich angeführten Funktionäre volkseige­
ner Betriebe. Eine ausdehnende Auslegung dieser Be­
stimmung ist unzulässig.

OG, Urt. vom 23. Juni 1967 - Za 10/67.

Der Kläger wurde von dem verklagten volkseigenen 
Betrieb als Leiter einer Zweigstelle beschäftigt. Wegen 
einer Verfehlung bei der Verwendung von Prämien­
mitteln wurde gegen ihn ein Disziplinarverfahren nach 
der VO über die Pflichten und Rechte der Mitarbeiter 
der staatlichen Verwaltungsorgane — Disziplinarord­
nung — durchgeführt und ihm gemäß § 22 Abs. 1 
Buchst, e seine Funktion entzogen.
In dem Rechtsstreit vor der Konfliktkommission, dem 
Kreisgericht und dem Bezirksgericht ging es u. a. um 
die Frage, ob der Kläger zu dem Personenkreis gehört, 
der der Disziplinarordnung unterliegt. Dies hat ent­
gegen der Auffassung des Kreisgerichts das Bezirks­
gericht bejaht.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts der DDR, 
der Erfolg hatte.
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